
Bundessozialgericht

Az.; 51BKLL221.63.

Verkündet am
22° Okt„ 1971

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit‘

cnonooocooooeo00v ooooo cocoooooooooooeoooooooocuoaaoe

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter;
„„°„°„„o°„„°°o„ °°°°° o„„‚°„°

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 220 Oktober l97l durch

Senatspräsident Dr° D
a p p r i c h

‘
_ — Vorsitzender —,

Bundesrichter S c h r 6 d e r,
Bundesrichter M a y,
Bundessozialrichter F o x und

Bundessozialrichter G e b a u e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

16° September 1969 wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten„
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Der am 1° Juni 1921 geborene Kläger war nach der üblichen
Berufsentwicklung bis zum 19„ Juni 1961 51 Monate lang

Abteilungssteiger° Die Beklagte gewährte ihm — ausgehend

von diesem Beruf — mit Widerspruchsbescheid vom l7oAugust

1964 und Ausführungsbescheid vom 22° September 1964 die

Knappschaftsrente wegen Berufsunfähigkeit vom 1„April 1964

an° Grundlage dieser Bescheide war ein Gutachten des Dr°

Schüler vom 29° Juni 1964‚ in dem angenommen worden war,

es bestehe eine noch nicht ganz fixierte Hypertonie, eine

vegetative Dysfunktion, eine hypochondrisch verfärbte Per—

sönlichkeit und der Verdacht auf einen pyelonephritischen

Prozeß° Die Beklagte wandelte die Knappschaftsrente wegen
Beruf5unfähigkeit mit Bescheid vom 25° April 1966 vom
10 Juni 1966 an in die Bergmannsrente wegen verminderter

bergmännischer Berufsfähigkeit um, weil nach einem Gut—
achten des Dr° R11i1vom 28° September 1965 in Verbindung

mit einer ergänzenden Äußerung dieses Arztes vom 27° De—

zember 1965 insofern eine Besserung eingetreten sei, als

der früher ausgesprochene Verdacht auf einen pyelonephri—

tischen Prozeß nicht bestätigt werden könne° Der Wider—

spruch des Klägers blieb ohne Erfolg°

Das mit der Klage angerufene Sozialgericht (SG) hat nach
Vernehmung mehrerer Zeugen ein internistisches Gutachten

des Dr„ Di::33135v0m 26° Juni 1967 und ein neurologisch—

psychiatrisches Gutachten des Dr° L II:ILI vom 14° Juni

1967 eingeholt° Das SG hat die Klage mit Urteil vom 11°Sep—

tember 1967 abgewiesen° Das vom Kläger angerufene Landes—
sozialgericht (LSG) hat ein internistisches Gutachten der
Ärzte der Städtischen Krankenanstalten Essen vom 22„Februar

1969 mit ergänzenden Stellungnahmen vom 2° September 1969
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und 10° September 1969 eingeholt„ Das LSG hat mit Urteil

vom l6e September 1969 das Urteil des SG geändert und die

Beklagte unter Aufhebung ihrer Bescheide vom 25° April

1966 und vom‘8° August 1966 verurteilt, dem Kläger die

Knappschaftsrente wegen
Berufsunfähigkeit über den Monat

Mai 1966 hinaus nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen

zu zahlen, Zur Begründung hat das LSG im wesentlichen ausge—

führt, es sei nicht feststellbar, welche der damaligen me—

dizinischen Diagnosen für die Gewährung der Rente ent— .

scheidend gewesen sei° Die damals festgestellten Gesund—

heitsstörungen beständen auch jetzt noch° Der damals ge—
äußerte Verdacht eines pyelonephritischen Prozesses sei

objektiv unbegründet gewesen, Das LSG hat die Revision

zugelassen°

Mit der Revision macht die Beklagte geltend, das LSG

habe zu Unrecht angenommen, es sei nicht feststellbar,

welche der 1964 gestellten medizinischen Diagnosen für

die Gewährung der Rente entscheidend gewesen seien° Bei

richtiger Würdigung der vorliegenden Gutachten stehe fest,

daß der Verdacht auf eine Erkrankung der Nieren ursächlich

für die Anerkennung der Berufsunfähigkeit und die Gewährung

der Rente gewesen sei° Bei einem Verdacht auf eine nennens—

werte, Berufsunfähigkeit bedingende Krankheit sei es zu—

lässig und sogar geboten, so zu
verfahren, als sei die Krank—

heit wirklich vorhanden, so daß die Rente zu gewähren sei°

Bestätige sich dieser Verdacht später nicht, so müsse der

Versicherte so gestellt werden, als ob die früher angenomme—

ne Krankheit bestanden habe, inzwischen aber ausgéheilt sei„
Das LSG habe nicht Beweis darüber erheben dürfen, ob der

Krankheitsverdacht objektiv gerechtfertigt gewesen sei, son—
dern es habe den Grund für die Rentenbewilligung und diese

selbst als gegeben hinnehmen müssen,
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Die Beklagte beantragt,'

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des

Sozialgerichts Dortmund vom ll° September 1967
zurückzuweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil im Ergebnis und in
der Begründung für richtig°

#

II

Die zulässige Revision der Beklagten ist unbegründet°

Das LSG hat die Beklagte im Ergebnis mit Recht zur Weiter—

gewährung der Knappschaftsrente wegen Berufsunfähigkeit

verurteilt°

Die Voraussetzungen des 5 86 Abs° 1 Satz 3 des Reichsknapp—
schaftsgesetzes (EKG) für die Umwandlung einer Knappschafts—

rente wegen Berufsunfähigkeit in die Bergmannsrente wegen

verminderter bergmännischer Beruf8fähigkeit liegen nicht VOTA

Es kommt nicht darauf an, ob der Kläger im Zeitpunkt der

Bentenfeststellung berufsunfähig war und ob er seit dem

Zeitpunkt der Rentenumwandlung berufsfähig ist, denn jeden—

falls fehlt es an dem Erfordernis der Änderung der Verhält—

nisse° Es kann dahingestellt bleiben, welche der in dem Gut—

achten vom 29° Juni 1964 angenommenen Gesundheitsstörungen
für die Gewährung der Knappschaftsrente wegen Berufsunfähig»

keit maßgebend gewesen sind„ Das LSG hat — von der Beklagten

unangefochten und damit nach 5 163 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) für das Revisionsgericht bindend — festgestellt, daß

in den tatsächlich vorhanden gewesenen Gesundheitsstörungen
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(noch nicht ganz fixierte Hypertonie, vegetative Dys-

funktion, hypochondrisch verfärbte Persönlichkeit) eine
Änderung nicht eingetreten ist„ Darüber hinaus hat das

LSG angenommen, der in dem Gutachten vom 29° Juni 1964

geäußerte Verdacht auf einen pyelonephritischen Prozeß

sei objektiv unbegründet und daher für die Rentengewährung

nicht ursächlich gewesen, Selbst wenn man aber mit der

Beklagten davon ausgeht, der Verdacht auf einen pyelo—

nephritischen Prozeß sei für die Rentengewährung wesentuä
lich gewesen, so berechtigte der Wegfall dieses Verdachts

die Beklagte nicht, die Knappschaftsrente wegen Berufs—

unfähigkeit in die Bergmannsrente wegen verminderter berg—

männischer Berufsfähigkeit umzuwandeln, denn in dem Wegfall

des Verdachts liegt keine Änderung der Verhältnisse° Wie

das Bundessozialgericht (BSG) bereits mehrfach entschieden

hat (BSG 17, 295; 28, 157; 50, 154), bietet das Gesetz dem
Versicherungsträger keine rechtliche Handhabe, wegen des

bloßen Verdachts auf das Vorliegen einer schweren Erkran—

kung eine Rente zu gewähren° Im Falle des Verdachts steht

weder positiv noch negativ fest, ob die Erkrankung vor—

liegt° Es handelt sich also um einen Fall der Beweislosig—

keit (non liquet)° Da auch im Recht der Sozialversicherung
die Grundsätze der objektiven Beweislast gelten (vgl° BSG 50,

278, 280 mit weiteren Hinweisen), geht die Beweislosigkeit

einer Tatsache zu Lasten desjenigen, der aus ihr ein Recht

herleitet° Das Vorliegen einer Krankheit gehört nach 5 46

Abs, 2 EKG zu den anspruchsbegründenden Voraussetzungen,

so daß die Beweislosigkeit dieser Tatsache zur Ablehnung

des Anspruchs führen muß° Gewährt der Versicherungsträger

dem Versicherten gleichwohl eine Rente, so gibt das Gesetz

dem Versicherungsträger keine rechtliche Möglichkeit, die

einmal bindend gewährte Rente zu entziehen, wenn der Krankheits—

verdacht fortgefallen ist (vgl° BSG 28, 157; 50, 154), Der
Beklagten ist zwar zuzugeben, daß in Fällen, in denen der

Verdacht auf schwere Erkrankung besteht (zoB° Krebs oder
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multiple Sklerose), das dringende soziale Bedürfnis e—
stehen kann, dem Versicherten eine Leistung zu gewähren,

Das ist in den zitierten Entscheidungen auch anerkannt

worden° Den Versicherungsträgern bietet sich die Möglich—

keit, die bereits in dem Urteil des 4„ Senats vom 6° Sep—

tember 1962 (BSG 17, 295) aufgezeigt worden ist, diesem
Bedürfnis Rechnung zu tragen° Danach könnte und sollte der

Versicherungsträger die Leistung in Fällen des Verdachts

auf eine schwere Erkrankung ausdrücklich bis zur endgül—

tigen Klärung des Befundes oder nur für eine befristete

Zeit oder unter Vorbehalt des — begründeten — Widerrufs
gewähren, Wenn eine Leistung über die gesetzliche Ver—

pflichtung hinaus erbracht wird, bestehen keine Bedenken,

sie, anders als in den Normalfällen, auch unter den ge—

nannten Bedingungen zu gewähren° Der Versicherte kann,

falls er mit einer nur vorsorglich gewährten Rente nicht

einverstanden ist, versuchen — in der Regel allerdings ohne

Erfolg —, im Klagewege die Gewährung einer normalen Rente

zu erreichen° Verfährt der Versicherungsträger danach,

so bleibt er nicht verpflichtet, beim Wegfall des Krank—

heitsverdachts die Rente weiterzugewähren, auf die materiell

ein Anspruch nicht besteht° Andererseits ist dem Bedürf—

nis Rechnung getragen, dem Versicherten bis zur Klärung

des Befundes eine Leistung zu gewähren°

Im vorliegenden Fall hat die Beklagte die Knappschaftsrente

wegen Berufsunfähigkeit aber ohne jeden Vorbehalt festge—

stellt; für den Kläger war nicht erkennbar, daß der Ver—

dacht auf einen pyelonephritischen Prozeß wesentlicher -
Faktor für die Rentengewährüng war„ Weder in dem Wider—

spruchsbescheid vom 17° August 1964 noch in dem Ausführungs»

bescheid vom 22, September 1964 ist von diesem Verdacht

die Rede, Die Begründung des Widerspruchsbescheides vom

17, August 1964 mußte in dem Kläger vielmehr den Eindruck
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erwecken, daß die Verschlechterung der Blutdruckverhält—

nisse die für die Rentengewährung maßgebende Ursache sei°

In einem solchen Fall kann auch nach dem Urteil vom 6° Sep—

tember 1962 (BSG 17, 295) der bloße Wegfall des Krankheits—

verdachts die Rentenentziehung nicht rechtfertigen„ '

Die danach unbegründete Revision der Beklagten muß zurück—

gewiesen werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5'l95 SGG°

Dr„ Dapprich Schröder May
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